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=================================================== =========== 
 

B U N D E S F I N A N Z H O F  
 
 

B e s c h l u s s  
 

vom  06.05.2014 Az.: XI B 4/14 
  
  

Vorinstanz: Sächsisches Finanzgericht 
Urteil vom 26.11.2013 
Az.:  4 K 1434/11 

 
===NV=(nicht amtlich veröffentlicht)==anonymisierte  Fassung=== 

 
 

G r ü n d e  
 
I. Die Klägerin und Beschwerdeführerin (Klägerin) i st eine 
GmbH, deren Alleingesellschafterin die Stadt X (Sta dt) ist. 
Gegenstand ihres Unternehmens … (Anm. des Dokumenta rs: sind 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit) Wasser und Abwasse r. 
 
Die Stadt übertrug mit Abwasserentsorgungsvertrag v om … 1994 
die Abwasserentsorgung auf die Klägerin. 
 
Das Regierungspräsidium A hat der Stadt eine Zuwend ung im 
Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative INTERREG … in  Höhe von 
zuletzt … € für die erstmalige Errichtung von besti mmten 
Abwasserentsorgungsanlagen bewilligt; die Weiterlei tung der 
Zuwendung an die Klägerin wurde unter Auflagen gest attet. Die 
Stadt zahlte die empfangene Zuwendung an die Kläger in in den 
Streitjahren 2002, 2003 und 2004 jeweils in Teilbet rägen in 
Höhe von … €, … € und … € aus. 
 
Die Klägerin behandelte diese Beträge zunächst als 
Ertragszuschuss und unterwarf sie in ihren 
Umsatzsteuererklärungen für die Streitjahre der Ums atzsteuer. 
 
Mit Bescheid der B-Bank vom 25. November 2006 wurde  der 
Zuwendungsbetrag auf … € gekürzt, weil die Klägerin  
vorsteuerabzugsberechtigt sei, sodass nach den eins chlägigen 
Bewilligungsbestimmungen für die der Zuwendung zugr unde 
liegenden Ausgaben nur die Entgelte ohne Umsatzsteu er 
berücksichtigt werden dürften. 
 
Am 24. August 2007 reichte die Klägerin geänderte 
Umsatzsteuererklärungen für die Streitjahre ein, in  denen sie 
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die Zuwendung nicht mehr der Umsatzsteuer unterwarf . Der 
Beklagte und Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA-- ) stimmte 
diesen Erklärungen zunächst zu. 
 
Im Rahmen einer bei der Klägerin durchgeführten Auß enprüfung 
vertrat die Prüferin die Auffassung, dass die in de n 
geänderten Umsatzsteuererklärungen vorgenommene "Be richtigung" 
der Umsatzsteuer für die Streitjahre rückgängig zu machen sei. 
 
Das FA setzte dementsprechend die Umsatzsteuer für die 
Streitjahre mit Bescheiden vom 8. Mai 2008 fest; di e hiergegen 
eingelegten Einsprüche der Klägerin wies es mit 
Einspruchsentscheidung vom 13. September 2011 als u nbegründet 
zurück. 
 
Die Klage hatte ebenso wenig Erfolg. Das Finanzgeri cht (FG) 
führte in den Gründen seiner Entscheidung aus, bei den 
streitigen Zahlungen handele es sich um Entgelt der  Stadt für 
im Rahmen des Abwasserentsorgungsvertrags erbrachte  Leistungen 
der Klägerin. Der weitergeleitete Zuschuss sei Entg elt, weil 
ihn die Klägerin in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
übernommenen Erfüllung der der Stadt obliegenden ge setzlichen 
Abwasserbeseitigungspflicht erlangt habe. Die Kläge rin habe 
sich nach dem Abwasserentsorgungsvertrag vom … 1994  zur 
Errichtung der Abwasserentsorgungsanlagen verpflich tet, 
während die Stadt hierfür die Weiterleitung der sta atlichen 
Zuwendungen zugesichert habe. 
 
Das FG ließ die Revision gegen sein Urteil nicht zu . Hiergegen 
wendet sich die Klägerin mit der vorliegenden 
Nichtzulassungsbeschwerde. 
 
Sie macht die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa che (§ 115 
Abs. 2 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--), di e 
Erforderlichkeit einer Entscheidung des Bundesfinan zhofs (BFH) 
zur Fortbildung des Rechts oder der Sicherung einer  
einheitlichen Rechtsprechung (§ 115 Abs. 2 Nr. 2 FG O) sowie 
Verfahrensfehler i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO ge ltend. 
 
II. Die Beschwerde hat keinen Erfolg. Sie ist als u nbegründet 
zurückzuweisen. 
 
1. Die benannten Gründe für eine Zulassung der Revi sion liegen 
teils der Sache nach nicht vor, teils sind sie nich t den 
Anforderungen des § 116 Abs. 3 Satz 3 FGO entsprech end 
dargelegt. 
 
a) Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutu ng (§ 115 
Abs. 2 Nr. 1 FGO). 
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aa) Dieser Zulassungsgrund ist nur gegeben, wenn di e von einem 
Beschwerdeführer als grundsätzlich bedeutsam bezeic hnete 
Rechtsfrage im Allgemeininteresse klärungsbedürftig  und im 
Streitfall klärbar ist. An der Klärungsbedürftigkei t fehlt es, 
wenn die Rechtsfrage anhand der gesetzlichen Grundl agen und 
der bereits vorliegenden Rechtsprechung beantwortet  werden 
kann und keine neuen Gesichtspunkte erkennbar sind,  die eine 
erneute Prüfung und Entscheidung der Rechtsfrage du rch den BFH 
geboten erscheinen lassen (ständige Rechtsprechung,  vgl. z.B. 
BFH-Beschlüsse vom 29. August 2011 III B 110/10, BF H/NV 2011, 
2100; vom 8. Dezember 2011 III B 72/11, BFH/NV 2012 , 379; vom 
8. Januar 2014 XI B 120/13, BFH/NV 2014, 686). 
 
bb) Die von der Klägerin aufgeworfenen Rechtsfragen  sind nicht 
klärungsbedürftig. 
 
 (1) Die maßgeblichen Grundsätze zur Abgrenzung von  
steuerbaren Leistungen gegen Entgelt und nicht steu erbaren 
Zuschüssen bei Zahlungen aus öffentlichen Kassen si nd 
--entgegen der Ansicht der Klägerin-- durch die Rec htsprechung 
bereits geklärt (vgl. dazu z.B. BFH-Urteile vom 2. September 
2010 V R 23/09, BFH/NV 2011, 458, Rz 19; vom 26. Se ptember 
2012 V R 22/11, BFHE 239, 369, BFH/NV 2013, 486, Rz  15; vom 
28. Mai 2013 XI R 32/11, BFHE 243, 419, BFH/NV 2014 , 626, 
Rz 41 f., jeweils m.w.N.; vgl. auch BFH-Beschluss v om 
28. Dezember 2010 XI B 109/09, BFH/NV 2011, 858). 
 
 (2) Gleiches gilt hinsichtlich der von der Klägeri n 
aufgeworfenen Rechtsfrage in Bezug auf die erbracht e Leistung 
und die maßgeblichen Leistungsbeziehungen. Die maßg eblichen 
Grundsätze sind auch insoweit durch die Rechtsprech ung geklärt 
(vgl. dazu z.B. BFH-Urteile vom 8. November 2007 V R 20/05, 
BFHE 219, 403, BStBl II 2009, 483, Leitsatz 1; vom 5. Dezember 
2007 V R 63/05, BFH/NV 2008, 996; vom 18. Dezember 2008 
V R 38/06, BFHE 225, 155, BStBl II 2009, 749, unter  II.3.a ee; 
vom 18. Juni 2009 V R 4/08, BFHE 226, 382, BStBl II  2010, 310, 
unter II.2.a aa; in BFH/NV 2011, 458, Rz 19; in BFH E 243, 419, 
BFH/NV 2014, 626, Rz 43, jeweils m.w.N.). Sie gelte n auch im 
Falle einer Weiterleitung von Fördergeldern (vgl. B FH-
Beschluss in BFH/NV 2011, 858, m.w.N.). 
 
cc) Neue Gesichtspunkte, weshalb die höchstrichterl ich 
beantworteten Rechtsfragen weiterhin umstritten sei en, 
insbesondere welche neuen und gewichtigen Argumente , die der 
BFH noch nicht erwogen habe, gegen seine Rechtsauff assung 
sprächen, sodass gleichwohl eine erneute Entscheidu ng des BFH 
erforderlich sei, sind weder schlüssig vorgebracht noch 
ersichtlich. 
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 (1) Die Klägerin legt keine neuen Gesichtspunkte i n diesem 
Sinne dar, soweit sie unter Bezugnahme auf eine Sti mme in der 
Literatur vorbringt, dass Zuschüsse und Fördermitte l 
wirtschaftlich gesehen Entgelt von dritter Seite se ien. Zudem 
wird der Umsatz bei Lieferungen und sonstigen Leist ungen nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) nach dem 
Entgelt bemessen, zu dem nach § 10 Abs. 1 Satz 3 US tG auch das 
gehört, was ein anderer als der Leistungsempfänger dem 
Unternehmer für die Leistung gewährt.  
 
 (2) Ebenso wenig hat die Klägerin neue Gesichtspun kte mit 
ihrem --durch einen Literaturhinweis gestützten-- V orbringen, 
dass die Übernahme einer Aufgabe aus dem Kompetenzb ereich 
eines Anderen nicht als umsatzsteuerbare Leistung a ngesehen 
werden könne, dargetan. Auch nach der Rechtsprechun g des BFH 
folgt ein Leistungsaustausch --wie die Klägerin mit  Bezugnahme 
auf das BFH-Urteil in BFHE 226, 382, BStBl II 2010,  310 selbst 
vorbringt-- nicht bereits aus der bloßen Übernahme von 
Aufgaben. 
 
 (3) Auch soweit die Klägerin meint, dass die Abgre nzung, wann 
Zuwendungen aus öffentlichen Kassen nicht im Intere sse der 
Allgemeinheit gewährt würden, höchstrichterlich zu 
konkretisieren sei, ergibt sich aus dem Beschwerdev orbringen 
nicht, dass eine erneute Entscheidung des BFH erfor derlich 
sei. 
 
Bei Zahlungen aus öffentlichen Kassen kann es zwar an dem für 
die Steuerbarkeit einer Leistung erforderlichen 
Leistungsaustausch fehlen, wenn die Zahlung ledigli ch der 
Förderung der Tätigkeit des Zahlungsempfängers allg emein --aus 
strukturpolitischen, volkswirtschaftlichen oder 
allgemeinpolitischen Gründen-- dient und deshalb ni cht im 
unmittelbaren Zusammenhang mit einer Leistung an de n Zahlenden 
steht (vgl. dazu Senatsurteil in BFHE 243, 419, BFH /NV 2014, 
626, Rz 42, m.w.N.). 
 
Erbringt --wie im Streitfall die Klägerin-- ein Unt ernehmer in 
Erfüllung eines gegenseitigen Vertrags mit einer ju ristischen 
Person des öffentlichen Rechts --hier der Stadt-- L eistungen 
gegen Entgelt, ist jedoch grundsätzlich von einem s teuerbaren 
Leistungsaustausch auszugehen (vgl. dazu Senatsurte il in BFHE 
243, 419, BFH/NV 2014, 626, Rz 43, m.w.N.). Ohne Be deutung 
ist, ob es sich bei der übernommenen Tätigkeit um e ine 
grundsätzlich der betreffenden Körperschaften des ö ffentlichen 
Rechts obliegende Pflichtaufgabe handelt (vgl. dazu  
Senatsurteil in BFHE 243, 419, BFH/NV 2014, 626, Rz  43, 
m.w.N.). Unerheblich ist auch, ob die Leistung dem Nutzen der 
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Allgemeinheit dient, denn die Motive für die Begrün dung des 
Leistungsaustauschs stellen den für den Leistungsau stausch 
erforderlichen Zusammenhang nicht in Frage (vgl. da zu 
Senatsurteil in BFHE 243, 419, BFH/NV 2014, 626, Rz  43, 
m.w.N.). 
 
Eine Entscheidung des BFH zur Konkretisierung des I nteresses 
der Allgemeinheit bei Zahlungen aus öffentlichen Ka ssen ist 
hiernach --jedenfalls im Streitfall-- entgegen der Ansicht der 
Klägerin nicht erforderlich. 
 
 (4) Auch soweit die Klägerin "im Übrigen ... zum 
umsatzsteuerrechtlichen Diskurs" zur Besteuerung vo n 
Zuwendungen pauschal auf diverse Aufsätze verweist,  hat sie 
keine neuen Gesichtspunkte dargetan, die eine erneu te 
Entscheidung des BFH in dem angestrebten Revisionsv erfahren 
erfordern. 
 
 (5) Mit ihrer unter Bezugnahme auf eine Literaturf undstelle 
vorgebrachten Rechtsauffassung, dass die streitigen  Zahlungen 
Schenkungen des Fördermittelgebers unter Auflagen s eien und 
die Umsatzsteuerpflicht von Fördermitteln ausschlie ßlich im 
Bereich der Abwasserentsorgung gegen den Gleichheit sgrundsatz 
verstoße, legt sie nicht das Erfordernis einer erne uten 
Entscheidung des BFH über die von ihr aufgeworfenen  --und 
bereits geklärten-- Rechtsfragen dar. 
 
b) Ebenso wenig ist im Streitfall eine Entscheidung  des BFH 
zur Fortbildung des Rechts i.S. des § 115 Abs. 2 Nr . 2 
Alternative 1 FGO erforderlich. 
 
aa) Die Revision ist nach § 115 Abs. 2 Nr. 2 Altern ative 1 FGO 
zuzulassen, wenn der Streitfall Veranlassung gibt, Leitsätze 
zur Auslegung von Gesetzesbestimmungen des materiel len Rechts 
oder des Verfahrensrechts aufzustellen, Gesetzeslüc ken 
rechtsschöpferisch auszufüllen, oder wenn gegen ein e 
bestehende höchstrichterliche Rechtsprechung Argume nte 
vorgetragen werden, die der BFH noch nicht erwogen hat 
(ständige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Beschluss v om 17. Juni 
2010 XI B 88/09, BFH/NV 2010, 1875, m.w.N.). Für di esen 
Zulassungsgrund gilt ebenso wie für den der grundsä tzlichen 
Bedeutung gemäß § 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO, dass die 
Rechtsfortbildung über den Einzelfall hinaus im all gemeinen 
Interesse liegen und eine klärungsbedürftige und kl ärbare 
Rechtsfrage betreffen muss (vgl. z.B. BFH-Beschluss  vom 
15. Dezember 2004 X B 48/04, BFH/NV 2005, 698, m.w. N.). 
 
bb) Soweit die Klägerin ihre Nichtzulassungsbeschwe rde auch 
auf den Revisionszulassungsgrund der Fortbildung de s Rechts 

25 

26 

27 

28 

29 

30 



- 6 - 

- 7 - 

 

i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 1 FGO stütz t, hat sie 
über die zum Zulassungsgrund der grundsätzlichen Be deutung 
aufgeworfenen Rechtsfragen hinaus, die --wie vorste hend unter 
II.1.a ausgeführt-- nicht mehr klärungsbedürftig si nd, schon 
keine (klärungsbedürftige und klärbare) Rechtsfrage  dargetan. 
 
c) Die Revision ist gleichfalls nicht zur Sicherung  einer 
einheitlichen Rechtsprechung i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 2 
Alternative 2 FGO zuzulassen. 
 
aa) Zur Darlegung einer Divergenz ist erforderlich,  dass sich 
aus der Beschwerdebegründung ergibt, in welcher kon kreten 
Rechtsfrage das FG in der angefochtenen Entscheidun g nach 
Ansicht des Beschwerdeführers von der Rechtsprechun g anderer 
Gerichte abgewichen ist. Er hat rechtserhebliche ab strakte 
Rechtssätze im angefochtenen Urteil und in der von ihm 
angeführten Divergenzentscheidung so genau zu bezei chnen, dass 
die Abweichung erkennbar wird (ständige Rechtsprech ung, vgl. 
z.B. BFH-Beschlüsse vom 4. Dezember 2000 V B 15/00,  BFH/NV 
2001, 819; vom 18. November 2010 XI B 56/10, BFH/NV  2011, 199; 
vom 6. Dezember 2011 XI B 44/11, BFH/NV 2012, 745, jeweils 
m.w.N.). 
 
Diesen Anforderungen genügt das Vorbringen der Kläg erin nicht 
ansatzweise. Sie legt schon keinen rechtserhebliche n 
abstrakten Rechtssatz im angefochtenen Urteil und i n einer 
angeführten Divergenzentscheidung dar. Die Vorausse tzungen 
dieses Zulassungsgrunds sind jedenfalls nicht darge tan, soweit 
die Klägerin meint, dass bestimmte Entscheidungen d es BFH zu 
hinterfragen seien, und der Ansicht ist, eine Diver genz liege 
vor, "sollte in den BFH-Urteilen vom 20.12.2001 - V  R 81/99 
und 08.11.2007 - V R 20/05 nicht die Errichtung von  
Abwasseranlagen als steuerpflichtige Leistung beurt eilt sein". 
 
bb) Nach § 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO ist d ie Revision 
zur Sicherung der Rechtseinheit zwar auch dann zuzu lassen, 
wenn die angefochtene Entscheidung des FG in einem solchen 
Maße fehlerhaft ist, dass das Vertrauen in die Rech tsprechung 
nur durch eine höchstrichterliche Korrektur wiederh ergestellt 
werden könnte (ständige Rechtsprechung, vgl. z.B. B FH-
Beschlüsse vom 17. März 2010 X B 118/09, BFH/NV 201 0, 1277; 
vom 10. Januar 2012 XI B 80/11, BFH/NV 2012, 815, R z 18 f., 
jeweils m.w.N.). 
 
Mit ihrem Vorbringen rügt die Klägerin aber keinen 
offensichtlichen Rechtsfehler von erheblichem Gewic ht, der die 
angegriffene Entscheidung als willkürlich oder grei fbar 
gesetzwidrig erscheinen ließe und geeignet wäre, da s Vertrauen 
in die Rechtsprechung zu beschädigen. 
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d) Die Klägerin hat schließlich keinen Verfahrensfe hler i.S. 
des § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO, der zur Zulassung der R evision 
führen könnte, dargetan. 
 
aa) Ein Verfahrensmangel liegt nicht vor, soweit di e Klägerin 
geltend macht, im angefochtenen Urteil werde "der U nterschied 
zwischen der ... erlaubten 'Weiterleitung' der 
Fördermittel ... und einem durchlaufenden Posten" n icht 
erklärt, die Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils 
stünden im Widerspruch zu den vom FG getroffenen 
tatbestandlichen Feststellungen, entgegen der Voren tscheidung 
sei die Lieferung der Abwasserentsorgungsanlage nic ht 
Gegenstand des Abwasserentsorgungsvertrags gewesen,  sie --die 
Klägerin-- habe die Abwasserbeseitigungspflicht der  Stadt 
nicht übernommen und die Fördermittel könnten nur E ntgelt i.S. 
des § 10 Abs. 1 Sätze 1 und 2 UStG sein, wenn die S tadt selbst 
Abwasserentsorgungsanlagen gebaut hätte. 
 
bb) Sie rügt mit diesem Vorbringen im Kern eine mat eriell-
rechtlich fehlerhafte Rechtsanwendung, nicht aber e inen die 
Revisionszulassung begründenden Verfahrensmangel i. S. des 
§ 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO (vgl. dazu z.B. BFH-Beschlüs se vom 
11. November 2004 V B 82/04, BFH/NV 2005, 568; vom 20. Juni 
2011 I B 108/10, BFH/NV 2011, 1924; Gräber/Ruban, 
Finanzgerichtsordnung, 7. Aufl., § 115 Rz 81, jewei ls m.w.N.). 
 
2. Das Beschwerdevorbringen der Klägerin erschöpft sich 
letztlich in der Behauptung, das FG habe den Rechts streit 
fehlerhaft entschieden. Damit kann jedoch die Zulas sung der 
Revision grundsätzlich nicht erreicht werden (ständ ige 
Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Beschlüsse vom 5. Jun i 2008 
IX B 249/07, BFH/NV 2008, 1512; vom 22. März 2012 I V B 97/11, 
BFH/NV 2012, 1159, jeweils m.w.N.). 
 
3. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab  (§ 116 
Abs. 5 Satz 2 FGO). 
 
4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 F GO. 
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